
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär:

Immer, wenn neue Themen auftauchen, Herr Präsi-
dent. Vielen Dank.

Meine Damen und Herren, auch dieses Mal beant-
worte ich gern diese Mündliche Anfrage, diesmal
des Abgeordneten Kubitzki, wie folgt:

Zu Ihrer Frage 1: Die Leiter der sechs Unterarbeits-
gruppen wurden am 4. September 2012 gebeten,
im Rahmen ihres Aufgabenbereichs bestehende
Themen im Zusammenhang mit der Erarbeitung
des Entwicklungsplans zu behandeln. Das sind in
der Arbeitsgruppe 1 „Inklusive Bildung im frühkindli-
chen Bereich“, Arbeitsgruppe 2 „Inhalte, Rahmen-
bedingungen und Zeitschiene für kommunale bzw.
regionale Inklusionskonzepte“, Arbeitsgruppe 3
„Professionalisierung der Leiter und des pädagogi-
schen Personals der Schulen in Thüringen bei der
Regionalisierung der sonderpädagogischen Förde-
rung“, Arbeitsgruppe 4 „Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung“, Arbeitsgruppe 5 „Harmonisierung der Leis-
tungsansprüche betroffener Schüler und Eltern“, Ar-
beitsgruppe 6 „Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention an den Thüringer Hochschulen“.

Ihre Frage 2 beantworte ich wie folgt: In den Ent-
wicklungsplan sind nur abgestimmte Ergebnisse
der einzelnen Unterarbeitsgruppen eingeflossen.
Diese wurden in der Sitzung des Beirats „Inklusive
Bildung“ am 4. März 2013 vorgestellt.

Zu Frage 3: Die Leiter der sechs Unterarbeitsgrup-
pen des Beirats „Inklusive Bildung“ wurden von der
Geschäftsstelle des Beirats „Inklusive Bildung“ am
4. September 2012 über den Beschluss des Thürin-
ger Landtags vom 19. Juli 2012 zur Erstellung ei-
nes Entwicklungsplans zur Realisierung eines inklu-
siven Bildungssystems informiert. Der Entwick-
lungsplan unterliegt den gesetzlichen Regelungen
einer Kabinettsvorlage, deren Ergebnisse können
dementsprechend erst dann kommuniziert werden,
wenn tatsächlich das Kabinett darüber befunden
hat. Das ist jetzt der Fall. Insofern werden dann die
weiteren Details hier auch in der konkreten Vorlage
ans Parlament noch einmal inhaltlich nachgeliefert.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE:

Herr Staatssekretär, ich gehe davon aus, die Ar-
beitsgruppen werden informiert. Ist es vorgesehen,
dass die Arbeitsgruppen ihre Arbeit damit been-
den? Ich kenne das von der Arbeitsgruppe 2, da
besteht der Wunsch und auch die Aufgabenstellung
innerhalb der Arbeitsgruppe, dass es weitergeht.

Prof. Dr. Merten, Staatssekretär:

Ich kann Ihnen mit Bezug auf den Beirat sagen, der
ist unabhängig von der Frage der Erstellung des
Entwicklungsplans. Die Arbeit des Beirats, den der
Minister zusammen mit Herrn Dr. Brockhausen ein-
gerichtet hat, wird kontinuierlich weitergehen. Wir
sind in einem Prozess und das bedeutet, in einem
laufenden Verfahren und nicht in einem Zustand,
der durch den Entwicklungsplan abgeschlossen
wäre.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Staatssekretär. Weitere Nachfragen
gibt es nicht. Wir machen weiter mit der Mündlichen
Anfrage der Abgeordneten Schubert von der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache
5/6305.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Danke, Herr Präsident.

Status der Planungen zur B 87n in Südthüringen
(Rhöntrasse)

Seit Jahresanfang 2013 ist bekannt, dass das Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung die bisherigen Planungen zur geplanten Rhön-
trasse zwischen Meiningen und Fulda verworfen
hat. Hauptkritikpunkt war die Unvereinbarkeit der
Trasse mit naturschutzfachlichen Anforderungen.
Die Landesregierungen von Hessen und Thüringen
haben aber vor, an der Planung einer Rhöntrasse
als Bundesstraße festzuhalten. Laut Medienmittei-
lung aus dem Thüringer Ministerium für Bau, Lan-
desentwicklung und Verkehr sollen dazu auch Tras-
sen nördlich und südlich der Rhön geprüft werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wo verlaufen die derzeit in Prüfung befindlichen
Alternativtrassen?

2. Welchen Planungsstand haben diese Alternativ-
trassen jeweils?

3. Plant die Landesregierung eine Trasse, die über
die Gemeinden Frankenheim und Hilders führt?

4. Wie hat die Landesregierung gegebenenfalls auf
Anfragen von Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
tern der Anliegerorte der abgelehnten Rhöntrasse
an das Thüringer Ministerium für Bau, Landesent-
wicklung und Verkehr geantwortet?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet der Minister für
Bau, Landesentwicklung und Verkehr. Herr Carius,
bitte.
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Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Herr Präsident, die Mündliche Anfrage der Abge-
ordneten Schubert beantworte ich für die Thüringer
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Für die Abschnitte 1 und 2 von der A 7
bei Fulda bis zur B 285 bei Kaltensundheim wird je
eine alternative Trassenführung nördlich und süd-
lich der Rhön untersucht. Die nördlichere Variante
verläuft im Abschnitt 1 über die L 3174 und im Ab-
schnitt 2 über die B 278, die L 3175 und L 1122 so-
wie die B 285 bis Kaltensundheim. Die südliche Va-
riante verläuft im Abschnitt 1 über die B 458 und im
Abschnitt 2 über die B 278, die L 3176, L 1125 und
L 1123 sowie die B 285 bis Kaltensundheim. Für
den in Thüringen gelegenen Abschnitt 3 von der
B 285 bei Kaltensundheim bis zur B 19 bei Meinin-
gen wird keine Alternativvariante untersucht. Hier
wird an der bisher erfolgten Trassenführung über
die L 1124 und L 2624 festgehalten.

Zu Frage 2: Gegenwärtig wird eine vergleichende
Betrachtung der beiden Alternativtrassen auf der
Stufe Bedarfsplananmeldung ohne vertiefende Un-
tersuchung erarbeitet.

Zu Frage 3: Die Trassenführung über Frankenheim
und Hilders ist Bestandteil der genannten Südvari-
ante. Diese Trassenführung beruht auf einem Vor-
schlag der hessischen Straßenbauverwaltung.

Zu Frage 4: Das Thüringer Bauministerium hat auf
die Anfragen schriftlich geantwortet.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Wie kommt die Landesregierung zu der Ansicht,
dass die Planungen, die Sie jetzt vorgestellt haben
für die Alternativrouten, die ja auch durch dieses
hochsensible Gebiet gehen, naturschutzfachlich
Bestand haben im Gegensatz zu der abgelehnten?
Sie haben ja selbst ausgeführt, dass die alte Trasse
in weiten Teilen bestehen bleiben soll bei den neu-
en Varianten.

Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Lediglich für den etwas westlicher gelegenen Ab-
schnitt hatten wir größere Umweltprobleme. In dem
östlicheren Abschnitt hatten wir die nach meinem
Kenntnisstand nicht und deswegen gehen wir da-
von aus, dass das beherrschbare Probleme sind,
die wir dann tatsächlich auch im Planfeststellungs-
verfahren durchbekommen.

Vizepräsident Gentzel:

Wir haben noch eine zweite Nachfrage durch die
Fragestellerin.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Eigentlich dürfte das keine Nachfrage sein. Sie ha-
ben aber auf Frage 4 nicht geantwortet oder nicht
ausreichend. Wir haben ja gefragt, wie hat die Lan-
desregierung geantwortet. Wir wollten schon den
Inhalt der Antworten wissen.

Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Sie haben gefragt: wie, und ich habe geantwortet:
schriftlich.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Dann stelle ich trotzdem die Nachfrage, denn ich
habe eine zweite. Herr Carius, was haben Sie dort
hineingeschrieben? Sie können es uns auch gerne
schriftlich nachreichen.

Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Wir haben darüber informiert, dass die Landesre-
gierung das Ziel hat, gemeinsam mit Hessen eine
alternative Trassenführung für die B 87 neu zu fin-
den und dies bei der Fortschreibung des Bundes-
verkehrswegeplans letztlich zu berücksichtigen.
Wie bereits ausgeführt, favorisieren wir die nördli-
chere Variante, Hessen hat zunächst einen Vor-
schlag für eine südlichere Variante gemacht. Dafür
wird der Variantenvergleich erarbeitet, das haben
wir den Bürgermeistern geschrieben.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine weitere Nachfrage durch den Abgeord-
neten Meyer.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Herr Minister, wenn ich es richtig
verstehe, geht es ja nicht um die Frage, ob irgend-
eine Bundesstraße geplant werden soll, sondern ob
Verkehrsbedarfe abgedeckt werden sollen. Die Fra-
ge, die ich habe, ist, warum ist der Planungskorri-
dor nicht breiter gefasst worden, beispielsweise
auch bei der Frage der Ertüchtigungsmöglichkeiten
der B 62 für diese Verkehrsbedarfe, die Sie geschil-
dert haben zwischen den beiden Eckpunkten?
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Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Zunächst mal ist es aktuell keine Frage der Bedar-
fe. Die Bedarfe sind nach den Verkehrsprognosen
gegeben. Deswegen geht es tatsächlich nur um die
Planung einer Bundesstraße und nicht um eine Be-
darfsermittlung. In der Frage befinden wir uns mo-
mentan nicht.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr Mi-
nister. Wir machen weiter mit der Mündlichen An-
frage der Abgeordneten Hitzing von der Fraktion
der FDP in der Drucksache 5/6306.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Vielen Dank, Herr Vorsitzender.

Naturschutzgebiet „Alacher See“

Das Naturschutzgebiet „Alacher See“ besteht seit
dem Jahr 1967 und umfasst eine Größe von fast
17 Hektar. In der landwirtschaftlich genutzten Um-
gebung besitzt das Schutzgebiet mit seinem Ge-
hölzbestand eine große Bedeutung für Vögel, Am-
phibien und Insekten sowie eine positive Auswir-
kung auf das Landschaftsbild.

In der letzten Zeit gab es Hinweise aus der Bevöl-
kerung, dass es im Weißbachtal, unweit des Natur-
schutzgebietes „Alacher See“, Funde von Riesen-
bärenklau gebe.

Ich frage die Landesregierung:

1. Hat die Landesregierung Kenntnis davon, dass
es in der Region um das Naturschutzgebiet „Ala-
cher See“ Funde von Riesenbärenklau gibt und
wenn ja, seit wann?

2. Wie bewertet die Landesregierung die Gefähr-
dung der Thüringer Bevölkerung, die Auswirkungen
auf das Naturschutzgebiet „Alacher See“ und auf
die umliegende Flora und Fauna?

3. Welche Maßnahmen plant bzw. führt die Landes-
regierung durch, um eine Ausbreitung der invasiven
Art Riesenbärenklau auf das Naturschutzgebiet
„Alacher See“ zu verhindern?

4. Welchen finanziellen und zeitlichen Aufwand pro-
gnostiziert die Landesregierung für die unter Fra-
ge 3 angeführten Maßnahmen?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz. Herr Staatssekretär Richwien, bitte.

Richwien, Staatssekretär:

Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge der Abgeordneten Hitzing beantworte ich für die
Thüringer Landesregierung wie folgt:

Zu Ihrer ersten Frage: Nein. Der zuständigen unte-
ren Naturschutzbehörde der Stadt Erfurt ist nur be-
kannt, dass im nahe gelegenen Orphaler Grund
schon seit längerem Riesenbärenklau vorkommt.

Zu Ihrer zweiten Frage: Zu den Gefahren durch
Riesenbärenklau im Allgemeinen wird auf die Be-
antwortung der Kleinen Anfrage 5/5369 von Ihnen
verwiesen. Das gilt grundsätzlich auch für den hier
genannten Fall.

Zu Ihrer dritten Frage: Zuständige Behörde für die
eventuelle Ergreifung von Maßnahmen ist die unte-
re Naturschutzbehörde der Stadt Erfurt. Bei Betrof-
fenheit von Schutzgebieten oder geschützten Bioto-
pen werden im Rahmen der Kapazität der unteren
Naturschutzbehörde der Stadt Erfurt entsprechende
Maßnahmen eingeleitet oder über Dritte organisiert.
Dies gilt auch für den gesamten Orphaler Grund.
Hier findet seit zwei Jahren zweimal jährlich eine
Bekämpfung mittels Mahd bzw. auch Einzelpflan-
zenausgrabung statt. Inwieweit dadurch der Be-
stand unter Kontrolle gehalten werden kann, ist der-
zeit nicht abzuschätzen.

Zu Frage 4: Eine Prognose ist nicht möglich, da
nicht einschätzbar ist, ob eine weitere Ausbreitung
zum Alacher See hin erfolgt.

Vizepräsident Gentzel:

Ich sehe keine Nachfragen. Danke, Herr Staatsse-
kretär. Wir machen weiter mit der Mündlichen An-
frage der Abgeordneten Berninger von der Fraktion
DIE LINKE in der Drucksache 5/6307.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Danke schön, Herr Präsident.

Umsetzungsstand der Umstrukturierung in der Thü-
ringer Arbeitsgerichtsbarkeit

Mit dem Thüringer Haushaltsbegleitgesetz 2012
wurde die Schließung der Arbeitsgerichtsstandorte
Eisenach und Jena bzw. deren Eingliederung in die
Arbeitsgerichte Suhl und Gera beschlossen. Als Er-
satz sollte es an den Standorten Gerichtstage ge-
ben. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE auf Bil-
dung von Außenkammern war abgelehnt worden.
Sowohl der Thüringer Anwaltsverband, Gewerk-
schaften als auch weitere Gruppen und Verbände
kritisierten, dass mit der Schließung weitere Wege
und höherer Aufwand entstehen. Hinzu kommen
bisher ungeklärte Fragen für die Beschäftigten so-
wie zur Abarbeitung bereits laufender Verfahren an
den neuen Standorten bis hin zur Befürchtung,
dass wegen dieser logistischen Umstellung Verfah-
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